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Antrag der Junge Union Köln zum Kreisparteitag der CDU Köln 
 
Köln braucht moderne und sichere Mobilität – gegen Mindestpreise im Mietwagenverkehr 
 
Der Kreisparteitag der CDU Köln möge beschließen: 
 
Die CDU Köln spricht sich gegen die Einführung kommunaler Mindestpreise für den Mietwagenverkehr aus 
und fordert die Fraktion im Rat der Stadt Köln auf, sich gegen die Einführung kommunaler Mindestpreise zu 
positionieren. Staatlich festgesetzte Mindestpreise im Personenbeförderungsmarkt stellen einen 
unverhältnismäßigen Eingriff in den Wettbewerb dar, verteuern Mobilität für Bürgerinnen und Bürger und 
bremsen Innovation. 
 
Begründung: 
 
Köln steht verkehrspolitisch bereits heute vor großen Herausforderungen. Überlastete Straßen, häufige 
Staus und ein öffentlicher Nahverkehr, der vielerorts an seine Grenzen stößt, prägen den Alltag vieler 
Bürgerinnen und Bürger. Gleichzeitig verzögern sich wichtige Infrastrukturprojekte seit Jahren. In dieser 
Situation muss die Politik darauf achten, die Mobilität der Bürger nicht zusätzlich durch staatliche 
Preisregulierungen zu verengen. 
 
Digitale Vermittlungsplattformen und Mietwagenangebote sind inzwischen unverzichtbarer Teil moderner 
urbaner Mobilitätssysteme in vielen Städten, national wie international. Sie ergänzen das bestehende 
Angebot und können insbesondere dort eine wichtige Rolle spielen, wo der öffentliche Nahverkehr nicht 
ausreichend gewährleistet ist. 
Gerade für junge Menschen, Studenten, Auszubildende und Berufseinsteiger sind flexible 
Mobilitätsangebote von besonderer Bedeutung. Viele, insbesondere junge, Menschen sind nachts 
unterwegs – etwa nach der Arbeit, vom Studium, von Veranstaltungen oder aus der Gastronomie. Gerade 
in den späten Abend- und Nachtstunden ist der öffentliche Nahverkehr jedoch häufig ausgedünnt oder 
fährt gar nicht mehr in der gewohnten Taktung. 
 
In solchen Situationen stellen Taxi- und Mietwagenangebote eine wichtige Ergänzung dar. Für viele junge 
Menschen geht es dabei nicht nur um Komfort, sondern auch um Sicherheit. Gerade nachts möchten viele 
nicht lange an Haltestellen warten, weite Wege allein zurücklegen oder in schlecht beleuchteten Bereichen 
unterwegs sein. Flexible Fahrdienste leisten hier einen wichtigen Beitrag, um Menschen schnell und sicher 
nach Hause zu bringen. Gerade moderne Fahrtenvermittler schaffen durch ihre Innovation, wie 
verschiedene Sicherheitsfunktionen, ein deutlich größeres Gefühl von Sicherheit. 
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Staatliche Mindestpreise würden genau diese Angebote verteuern und damit den Zugang zu sicheren 
Mobilitätsoptionen erschweren. Gerade junge Menschen und Menschen mit begrenztem Einkommen 
wären davon besonders betroffen. 
Wie eine Studie zeigt, würden Mindestpreise dabei nicht zu einem höheren Lohn für Taxis führen, sondern 
eher durch eine Verringerung der Nachfrage zu einer Lohnsenkung führen, da für viele Bürger die 
Alternative nicht zwischen einer Taxi- oder Mietwagenfahrt besteht, sondern zwischen einem Mietwagen 
und einer anderen Beförderungsmöglichkeit.1  
 
Zugleich wird häufig argumentiert, Mindestpreise seien notwendig, um das Taxigewerbe zu schützen. 
Taxiunternehmen sind ein wichtiger Teil des lokalen Mittelstands und erfüllen eine bedeutende Rolle im 
Mobilitätssystem der Stadt. Jedoch zeigen sich wirtschaftliche Probleme des Taxigewerbes durch sinkende 
Nutzerzahlen auch in Städten wie Hamburg, Leipzig und Potsdam, wo es wenig Mietwagenverkehr als 
Konkurrenz zum Taxigewerbe gibt.2  
Weiter wird der Mindestpreis für Taxen durch Mietwagen nur zu bestimmten Uhrzeiten unterschritten, um 
eine höhere Auslastung zu gewährleisten und so höhere Löhne zu erzielen. Gleichzeitig wird der 
Mietwagenverkehr aufgrund seiner Attraktivität aber auch bei höheren Preisen als der Taxipreis zur 
Nachtzeit genutzt, sodass die Preisgestaltung kein Grund für die Nutzung des Mietwagenverkehrs im 
Vergleich zum Taxiverkehr sein kann. Müssten dann die Taxen zur Nachtzeit auch einen Mindestpreis von 
80% der Mietwagen nehmen? 
 
Auch innerhalb der Taxi-Branche bestehen unterschiedliche Kostenstrukturen und betriebliche Modelle. 
Probleme im Markt lassen sich daher nicht durch staatliche Preisregulierung lösen. Stattdessen müssen 
gleiche Regeln für alle Marktteilnehmer gelten und konsequent durchgesetzt werden. 
 
Die eigentliche verkehrspolitische Aufgabe der Stadt Köln liegt zudem an anderer Stelle: Der öffentliche 
Nahverkehr muss zuverlässiger, leistungsfähiger und attraktiver werden. Ein moderner Mobilitätsmix aus 
ÖPNV, Taxiangeboten und digitalen Vermittlungsplattformen kann dazu beitragen, die Mobilität in einer 
wachsenden Großstadt besser zu organisieren. 
 
Eine zukunftsfähige Verkehrspolitik für Köln setzt daher auf Wettbewerb, Innovation und Vielfalt im 
Mobilitätsangebot – nicht auf staatliche Preisvorgaben. 
 

 

 
1 Uber in Deutschland – Ein profitables Geschäftsmodell für app-vermittelte Fahrdienste (IW Consult) 
2 Hamburg sichert die Funktionsfähigkeit seines Taxengewerbes - hamburg.de 

https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bvm/aktuelles/pressemeldungen/2024-06-13-bvm-taxi-906302

